
Allgemeine Wohngebiete
gemäß § 4 BauNVO
Es werden allgemeine Wohngebiete festgesetzt. 
Allgemeine Wohngebiete dienen vorwiegend dem Wohnen.

Zulässig sind
1. Wohngebäude,
2. die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und 
Speisewirtschaften sowie nicht störenden Handwerksbetriebe,
3. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche 
Zwecke.

Ausnahmsweise zulässig sind
1. sonstige nicht störende Gewerbebetriebe,

Unzulässige Nutzungen sind
1. Betriebe des Beherbergungsgewerbes,
2. Anlagen für Verwaltungen,
3. Gartenbaubetriebe und
4. Tankstellen.
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Verfahrensvermerke

Planverfasser: 
Loth Städtebau und Stadtplanung
Marburger Tor 4-6, 57072 Siegen
Tel.: 0271 - 67349477 
Email: info@loth-se.de

Bebauungsplan Nr. 182  "Unter der Linde"
Stadtteil Schmallenberg
Vorentwurf für die frühzeitige Beteiligung 
gem. § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB

Stadt Schmallenberg

Gemarkung Schmallenberg
Flur 24, Flurstück 180 und Flurstück 191 (teilweise)

Stand: 24.07.2026                 Plangröße 999 x 841 mm

Übersichtsplan (Amtliche Basiskarte)

Quelle: GEOportal.NRW, 2026

Bebauungsplan Nr. 182 "Unter der Linde" Stadt Schmallenberg

Planzeichenerklärung und textliche 
Festsetzungen

Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB

Der Rat der Stadt Schmallenberg hat in der Sitzung vom __.__.____ gemäß § 2 
Abs. 1 BauGB die Einleitung des Verfahrens zum Bebauungsplan Nr. 182 „Unter 
der Linde“ beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde am __.__.____ 
ortsüblich bekannt gemacht.

Schmallenberg, den

Der Bürgermeister

Frühzeitige Veröffentlichung / Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit 
gemäß § 3 Abs. 1 BauGB

Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit 
öffentlicher Auslegung/Veröffentlichung und Anhörung für den Vorentwurf des 
Bebauungsplans hat in der Zeit vom __.__.____ bis __.__.____ durch 
Veröffentlichung im Internet stattgefunden. Zusätzlich wurde dei Planung im 
selben Zeitraum öffentlich ausgelegt.

Schmallenberg, den

Der Bürgermeister

Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB

Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB für den Vorentwurf des Bebauungsplans hat 
in der Zeit vom __.__.____ bis __.__.____ stattgefunden.

Schmallenberg, den

Der Bürgermeister

Veröffentlichung im Internet / Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 
2 BauGB

Der Entwurf des Bebauungsplans/der Bebauungsplanänderung wurde mit der 
Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom __.__.____ bis 
__.__.____ im Internet veröffentlicht. Zusätzlich wurde die Planung im selben 
Zeitraum öffentlich ausgelegt.

Schmallenberg, den

Der Bürgermeister

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB

Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß 
§ 4 Abs. 2 BauGB für den Entwurf des Bebauungsplans in der Zeit vom 
__.__.____ bis __.__.____ stattgefunden.

Schmallenberg, den

Der Bürgermeister

Satzungsbeschluss gemäß § 10 BauGB

Der Rat der Stadt/Gemeinde _____________ hat den Bebauungsplan in seiner 
Sitzung am __.__.____ gem. § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen und 
die Begründung gebilligt.

Schmallenberg, den

Der Bürgermeister

Ausfertigungsvermerk gemäß § 10 Abs. 3 BauGB

Es wird bestätigt, dass der textliche und zeichnerische Inhalt des 
Bebauungsplans mit dem Satzungsbeschluss des Rates vom __.__.____ 
übereinstimmt. 

Schmallenberg, den

Der Bürgermeister

Bekanntmachung und Inkrafttreten gemäß § 10 Abs. 3 BauGB

Der Satzungsbeschluss wurde gem. § 10 Abs. 3 BauGB am __.__.____  
ortsüblich bekannt gemacht. Der Bebauungsplan mit Begründung wird seit 
diesem Tag zu den üblichen Dienststunden in der Stadt/Gemeinde 
____________ zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. Der Bebauungsplan ist 
damit seit dem __.__.____ rechtswirksam. 

Schmallenberg, den

Der Bürgermeister

Planunterlage / Bestätigung durch ÖbVI

Es wird bescheinigt, dass die Planunterlagen den Anforderungen des § 1 der 
Planzeichenverordnung entspricht und die Festlegung der städtebaulichen 
Planung geometrisch eindeutig ist.

     Stempel und Unterschrift ÖbVI

1. Art der baulichen Nutzung
gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB

5. Grünflächen
gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB

Allgemeine Wohngebiete (WA) (gem. § 4 BauNVO)

Verkehrsfläche mit besonderer Zweckbestimmung 
"Verkehrsberuhigter Bereich" 

Gestaltung der baulichen Anlagen
(gemäß § 89 BauO NRW)

Nachrichtliche Übernahme der örtlichen Gestaltungsvorschriften entsprechend 
der vom Rat der Stadt Schmallenberg im Zusammenhang mit dem 
Bebauungsplan Nr. 182 "Unter der Linde" zu beschließenden 
Gestaltungssatzung. 

§ 1 Räumlicher Geltungsbereich
(1) Die Gestaltungssatzung gilt für den im anliegenden Plan abgegrenzten 
Bereich. Der Plan ist Bestandteil dieser Satzung.
(2) Der Geltungsbereich der Gestaltungssatzung entspricht dem 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes Stadt Schmallenberg, Nr. 182 "Unter der 
Linde".

§ 2 Sachlicher Geltungsbereich
(1) Die Gestaltungssatzung gilt bei der Errichtung und Änderung baulicher 
Anlagen.
(2) Diese Satzung gilt außer für genehmigungsbedürftige Vorhaben gemäß § 60 
ff. BauO NRW auch für genehmigungsfreie Vorhaben gemäß § 62 BauO NRW, 
Anlagen und Wohngebäude gemäß § 64 und § 65 BauO NRW.
(3) Anforderungen aufgrund der Bestimmungen des Denkmalschutzes werden 
durch die Gestaltungssatzung dagegen nicht berührt.

§ 3 Gestaltungsgrundsätze
(1) Die Gestaltungssatzung hat zum Ziel, das charakteristische Ortsbild der 
Ortschaft Schmallenberg zu bewahren und die äußere Gestaltung der baulichen 
Anlagen entsprechend den nachfolgenden Bestimmungen zu regeln.
(2) Neubauten, alle baulichen Veränderungen, Umbauten und Erweiterungen 
sowie Werbeanlagen müssen bei ihrer äußeren Gestaltung - ihrer Form, ihrem 
Maßstab, ihrer Gliederung, ihrem Material und ihrer Farbe - das Ortsgefüge und 
die Eigenart des Ortsbildes berücksichtigen und sich damit in die ihre 
Umgebung prägende Bebauung einfügen.
(3) Die Gestaltungsanforderungen bestehen auch für Nebengebäuden und 
Anbauten, welche sich in ihrer Farb- und Materialwahl bzw. in ihrer Dachform an 
der Gestaltung des Hauptgebäudes zu orientieren haben.

§ 4 Fassadenmaterialien und -farben
(1) Für die Gestaltung der Gebäudefassaden sind folgende Materialien 
zugelassen: weißer Verputz mit nicht glänzender Oberfläche, konstruktives 
Fachwerk mit schwarzem Holzwerk und weiß verputzten Gefachen, Verkleidung 
aus dunkelgrauem/anthrazit-farbenem Naturschiefer oder einem Material, das in 
seiner Form, seiner Farbe und seiner Verlegeart einen optisch gleichartigen 
Eindruck wie Schiefer (naturgemäß strukturierter Kunstschiefer) vermittelt.
(2) Im Sockelbereich ist neben grau abgesetztem Putz auch Bruchstein 
zulässig.
(3) In den Giebeldreiecken und in untergeordneten Teilbereichen der Fassade 
kann eine senkrechte schwarze, weiße, dunkelgrüne, dunkelbraune, 
naturfarbene oder in allen Grau-Schattierungen zulässige Holzverbretterung 
angebracht werden.
(4) Glasierte oder glänzende Materialien sind als Fassaden- oder 
Sockelbekleidung ausgeschlossen.
(5) Blockbohlen- oder Blockhausbauweise (mit sichtbarer horizontaler 
Balkenlage) ist ausgeschlossen.
(6) Untergeordnete Bauteile wie Dachrinnen, Fallrohre, Klappläden usw. können 
dunkelgrün, dunkelgrau/anthrazitfarben, weiß oder dunkelrot abgesetzt werden.

§ 5 Dächer
(1) Im Plangebiet sind ausschließlich geneigte Dächer als Satteldächer und 
Krüppelwalmdächer zulässig. Flachdächer sowie flach geneigte Dächer 
unterhalb der festgesetzten Mindestdachneigungen sind unzulässig. Satz 1 und 
2 gelten nicht für Garagen, überdachte Stellplätze (Carports) sowie 
Nebenanlagen, die gegenüber dem Hauptgebäude im Bauvolumen deutlich 
untergeordnet sind.
(2) Die Dachneigung von Satteldächern und Krüppelwalmdächern muss 
mindestens 35 Grad betragen. 
(3) Bei Sattel- und Krüppelwalmdächern darf der Drempel die Höhe von 0,75 m 
nicht überschreiten. Gemessen wird der Drempel zwischen Fertigfußbodenhöhe 
des Dachgeschosses verlängert auf die Außenseite der aufgehenden 
Außenwand und dem Schnittpunkt mit der Oberkante des Dachsparrens.
(4) Der Dachüberstand an Traufe und Ortgang muss mindestens 0,20 m und 
darf höchstens 0,60 m betragen.

§ 6 Dachaufbauten und Dacheinschnitte 
(1) Dachaufbauten sind zulässig, sofern sie sich der Dachlandschaft 
unterordnen. Die Seitenwangen von Schleppgauben und Dachhäuschen sind 
senkrecht auszuführen.
(2) Dachaufbauten müssen unterhalb der Hauptdachfirstlinie angesetzt werden 
und dürfen diese nicht überragen. Dachgauben müssen eine Dachneigung von 
mindestens 20 Grad aufweisen.
(3) Die gesamte Breite aller Dachaufbauten darf die Hälfte der darunter 
liegenden Trauflänge nicht überschreiten. Der Abstand der Dachaufbauten zum 
Dachende (Ortgang) muss mindestens 2 m betragen.
(5) Dacheinschnitte sind unzulässig.

§ 7 Dachdeckung
(1) Dächer sind in dunkelgrauer bis anthrazitfarbener Farbgebung auszuführen. 
Zulässig sind:
• Naturschiefer,
• Materialien, die hinsichtlich Form, Farbe und Verlegeart eine 

schiefertypische, naturbedingt strukturierte Optik aufweisen (z. B. 
Kunstschiefer),

• Dachpfannen oder Dachsteine.
(2) Für untergeordnete Bauteile (z. B. Dachgauben) sind auch Metall- oder 
Bitumeneindeckungen in dunkelgrauer bis anthrazitfarbener Farbgebung 
zulässig.
(3) Nebengebäude dürfen abweichend von Absatz 1 auch mit Dachpappe in 
dunkelgrauer bis anthrazitfarbener Farbgebung eingedeckt werden.
(4) Unzulässig sind Dachdeckungen in anderen als den in Absatz 1 und 2 
genannten Farbgebungen sowie glänzende oder engobierte Ausführungen.

§ 8 Dachauf- und -anbauten: Photovoltaikanlagen, Solarthermieanlagen, 
Antennen und Satellitenanlagen 
(1) Photovoltaik- und Solarthermieanlagen sind zulässig, wenn sie sich der 
Dachlandschaft unterordnen oder sie sich in die Dachlandschaft integrieren und 
die Silhouette des Ortes nicht stören.
(2) Photovoltaik- und Solarthermieanlagen sind auf das Gebäude und das Dach 
abzustimmen. Bei einer Aufdachmontage sind diese vorzugsweise direkt in die 
Dachfläche zu integrieren (bzw. anstelle derselben zu verwenden). Alternativ 
können die Anlagen mit einem Abstand von max. 20 cm flach auf die Dachfläche 
aufgesetzt werden. Grundsätzlich sind großflächige Lösungen kleineren, 
unruhigen Stückelungen vorzuziehen. Die Module sind in einheitlicher 
Ausrichtung (hoch oder quer) zu verbauen, wechselnde Ausrichtungen (hoch 
und quer) sind unzulässig. Die Modulflächen sollten bei rechtwinkligen 
Dachflächen seitlich bündig mit dem Ortgang abschließen. Wenn Ränder 
erforderlich / unvermeidbar sind, sollten diese symmetrisch verteilt werden. Von 
der Dachneigung abweichende, beweglich ausgelegte Anlagen sind unzulässig. 
Es sind ausschließlich mattschwarze Module ohne helle Rasterung, Umrandung 
oder sonstige sichtbare Konstruktionsteile zulässig.
(3) Antennen und Satellitenanlagen sind so anzubringen und zu gestalten, dass 
sie sich dem Gebäude unterordnen. Die Farbe muss sich an der Dach- und der 
Fassadenfarbe des Gebäudes orientieren.

§ 9 Private Freiflächen und Einfriedungen 
(1) Vorgärten sind ohne flächige Versiegelung zu erhalten und gärtnerisch zu 
gestalten und zu pflegen. Sie dürfen nicht als Lagerplätze genutzt werden.
(2) Einfriedungen zu öffentlichen Verkehrsräumen sind aus Holzzäunen oder 
aus Hecken mit heimischen Sträuchern herzustellen.
(3) Alternativ können Einfriedungen aus Natursteinmauern oder aus dunklem 
Schmiedeeisen bestehen.

§ 10 Abweichungen
In begründeten Einzelfällen können Abweichungen von diesen Vorschriften 
zugelassen werden, wenn sich mit der befreiten Abweichung unter Würdigung 
des Gestaltungsziels keine unverhältnismäßigen prägenden Beunruhigungen im 
Baugebiet verfestigen. Die Abweichungen von diesen Vorschriften regeln sich 
nach § 89 BauO NRW in Verbindung mit § 73 BauO NRW. Über Abweichungen 
von den Vorschriften entscheidet die Stadt Schmallenberg als 
Bauaufsichtsbehörde.

Hinweise
Altlasten und Kampfmittel
Altlaststandorte bzw. Altablagerungen sind aufgrund derzeitiger oder früherer 
Nutzung in den Planbereichen nicht bekannt und nicht zu vermuten. 
Sind bei der Durchführung von Bauvorhaben beim Erdbau außergewöhnliche 
Verfärbungen festzustellen oder werden verdächtige Gegenstände beobachtet, 
sind die Arbeiten sofort einzustellen und die Stadt Schmallenberg als örtliche 
Ordnungsbehörde (Tel. 02972/980-0) und/oder die Bezirksregierung Arnsberg, 
Staatlicher Kampfmittelräumdienst (Tel. 02931/82-3880 oder 02331/69270) zu 
verständigen. Werden bei Tiefbauarbeiten Anzeichen fester, flüssiger oder 
gasförmiger Kontamination festgestellt, so sind die Stadt Schmallenberg als 
örtliche Ordnungsbehörde (Tel. 02972/980-0) sowie die Untere Abfallwirtschafts- 
und Bodenschutzbehörde des Hochsauerlandkreises in Meschede (Tel. 
0291/94-0) umgehend zu informieren.

Rechtsgrundlagen
Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. 
November 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 
22. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348) geändert worden ist
Baunutzungsverordnung (BauNVO), Verordnung über die bauliche Nutzung 
der Grundstücke in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 
(BGBI. I S. 3786), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 176) geändert worden ist 
Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV), Verordnung über die Ausarbeitung 
von Bauleitplänen und die Darstellung des Planinhaltes vom 18. Dezember 
1990 (BGBI. 1991 I S. 58), die zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 12. 
August 2025 (BGBl. I S. 189) geändert worden ist
Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesbauordnung 2018 - 
BauO NRW 2018) in der Fassung vom 21. Juli 2018 (GV. NRW. S. 421), die 
zuletzt durch Gesetz vom 31. Oktober 2023 (GV. NRW. S. 1172) geändert 
worden ist
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NW. 1994 S. 666), die 
zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 10. Juli 2025 (GV. NRW. S. 618) 
geändert worden ist

N

6. Sonstige Planzeichen

Straßenbegrenzungslinie

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des 
Bebauungsplans

Abgrenzung des Maßes der Nutzung

öffentliche Grünflächen "Straßenbegleitgrün"öff.

3. Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen
gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. § 22 und 23 BauNVO

0,4 maximale Grundflächenzahl (GRZ)

0,8 maximale Geschossflächenzahl (GFZ)

GH max. maximale Gebäudehöhe (in m über Normalhöhennull)

4. Verkehrsflächen
gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

Baugrenze

a abweichende Bauweise

ED nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig

Bestandsgebäude mit Hausnummer4

Höhenlinien437,5 m ü NHN

Katastergrundlage: GEOportal.NRW, 2026

Abweichende Bauweise
gem. § 22 Abs. 4 BauNVO
Die zulässige Gebäudelänge der Hauptanlagen wird auf max. 20 m festgesetzt. 
Erforderliche Abstandsflächen gem. BauO NRW bleiben davon unberührt. 
Bauliche Nebenanlagen i. S. v. § 14 BauNVO und andere Anbauten (Garagen/ 
Carports) werden auf die Gebäudelänge der baulichen Hauptanlagen nicht 
angerechnet. 

Bauweise (Hausform)
gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2
Im WA sind nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig.

Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden
gem. § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB
Im WA sind in Wohngebäuden max. 2 Wohneinheiten zulässig. 

2 Wo max. Anzahl an Wohnungen in Wohngebäuden

6. Pflanzgebote, Bindung für Bepflanzungen und für die 
Erhaltung von Bepflanzungen
gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25 a) BauGB

Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und 
sonstigen Bepflanzungen

Heckenpflanzung (Fläche A)
Auf der in der Planzeichnung durch entsprechende Signatur gekennzeichneten 
Fläche A ist eine Heckenbepflanzung herzustellen.

Bepflanzung je Baugrundstück
Im WA ist je angefangene 300 m2 Grundstücksfläche mindestens ein 
standortgerechter heimischer Laub- oder Obstbaum gemäß Pflanzliste 
anzupflanzen. Alternativ ist eine Heckenbepflanzung auf einer Breite von 3 m 
und einer Länge von 10 m gemäß Pflanzliste vorzunehmen.

Pflanzlisten
Heckenpflanzung
(Fläche A und alternativ im Bereich der Gartenflächen)
Sträucher: Schlehe (Prunus spinosa), Eingriffeliger Weißdorn (Crataegus 
monogyna), Haselnuss (Corylus avellana), Hunds-Rose (Rosa canina), 
Schwarzer Holunder (Sambucus nigra), Blut-Hartriegel (Cornus sanguinea), 
Gewöhnlicher Schneeball (Viburnum opulus), Sal-Weide (Salix caprea)
Pflanzgröße: v. Strauch, 3 – 5 Triebe, 100 – 120 cm bei mittel- bis 
hochwachsenden Sträuchern,
80 – 100 cm bei schwach wachsenden Sträuchern
Pflanzabstand: 1,00 m
Pflege: Anwuchskontrolle, Pflegegang im ersten Jahr mit Ersatz abgängiger 
Pflanzen, Entwicklungspflege in den ersten drei Standjahren, Unterhaltungs- 
pflege

Pflanzung von Laubbäumen
(im Bereich der Gartenflächen)
Bäume II. Ordnung: Feld-Ahorn (Acer campestre), Eberesche, bzw. Vogelbeere 
(Sorbus aucuparia), Vogel-Kirsche (Prunus avium), Hainbuche (Carpinus 
betulus), Wildbirne (Pyrus
pyraster), Wildapfel (Malus sylvestris). Zudem kann das gesamte Repertoire an 
Kern- und Steinobst gepflanzt werden.Bei der Pflanzung von Kernobst sind 
bewährte alte Obstsorten zu verwenden.
Pflanzgröße: Hochstamm, Stammumfang mind. 20-25 cm, Kronenansatz in 
180–200 cm Höhe
Pflege: Anwuchskontrolle, Pflegegang im ersten Jahr mit Ersatz abgängiger 
Pflanzen, Entwicklungspflege in den ersten drei Standjahren, Unterhaltungs- 
pflege. 

Verkehrsfläche mit besonderer Zweckbestimmung "Fußweg"
 

2. Maß der baulichen Nutzung
gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 16 – 21 BauNVO

Gemarkung Schmallenberg
Flur 24
Maßstab 1:500

Planstand: 26.06.2026

LOTH Städtebau + Stadtplanung

Siegen,

__________________________
Unterschrift 
(LOTH Städtebau + Stadtplanung)

Der Bürgermeister der Stadt Schmallenberg

Schmallenberg,

__________________________
Unterschrift 
(Amt für Stadtentwicklung)

Artenschutz
Zur Vermeidung des Eintretens artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände 
gemäß § 44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) sind folgende Maßnahmen 
zu beachten:
• Rodungs- und Räumungsmaßnahmen von Gehölzen und sonstigen 

Vegetationsflächen dürfen ausschließlich im Zeitraum vom 1. Oktober bis 
zum 28./29. Februar durchgeführt werden.

• Baustelleneinrichtungsflächen, Materiallagerungen sowie sonstige 
baubedingte Aktivitäten sind auf vorhandene befestigte Flächen oder die 
künftig überbaubaren Bereiche zu beschränken.

Die artenschutzrechtlichen Bestimmungen der §§ 39 und 44 BNatSchG sind 
unabhängig von den Festsetzungen des Bebauungsplanes zu beachten.

Denkmalschutz:
Im Plangebiet befinden sich keine Baudenkmale. Bodendenkmale sind nicht 
bekannt und auch nicht erkennbar.
Bei der Bauausführung ist folgendes zu beachten:
„Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- und/oder 
naturgeschichtliche Bodenfunde, d.h. Mauern, alte Gräben, Einzelfunde aber 
auch Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit, 
Höhlen und Spalten, aber auch Zeugnisse tierischen und/oder pflanzlichen 
Lebens aus Erdgeschichtlicher Zeit, Fossilien) entdeckt werden. Die Entdeckung 
von Bodendenkmälern ist der Stadt/Gemeinde als Untere Denkmalbehörde 
und/oder der LWL-Archäologie für Westfalen, Außenstelle Olpe (Tel.: 02761 – 
93750; Fax: 02761 – 937520), unverzüglich anzuzeigen. Das entdeckte 
Bodendenkmal und die Entdeckungsstätte sind bis zum Ablauf von einer Woche 
nach der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Obere 
Denkmalbehörde die Entdeckungsstätte vorher freigibt oder die Fortsetzung der 
Arbeit gestattet. Die Obere Denkmalbehörde kann die Frist verlängern, wenn die 
sachgerechte Untersuchung oder die Bergung des Bodendenkmals dies 
erfordern und dies für die Betroffenen zumutbar ist (§ 16 Abs. 2 
Denkmalschutzgesetz NW). Gegenüber der Eigentümerin oder dem Eigentümer 
sowie den sonstigen Nutzungsberechtigten eines Grundstückes, auf dem 
Bodendenkmäler entdeckt werden, kann angeordnet werden, dass die 
notwendigen Maßnahmen zur sachgemäßen Bergung des Bodendenkmals 
sowie zur Klärung der Fundumstände und zur Sicherung weiterer auf dem 
Grundstück vorhandener Bodendenkmäler zu dulden sind (§ 16 Abs. 4 
Denkmalschutzgesetz NW).

Vegetations- und Gehölzschutz
Die Aktivitäten der Baumaßnahmen (Baustelleneinrichtung, Erdarbeiten, 
Materiallagerung) sind auf das Plangebiet und die zukünftig befestigten oder 
überbauten Flächen zu beschränken. Weiterhin ist die DIN 18920 
Vegetationstechnik im Landschaftsbau – Schutz von Bäumen, 
Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen – zu beachten. 
Im Besonderen ist dafür Sorge zu tragen, dass im Bereich von Kronentraufen 
zzgl. 1,50 m
• keine Baufahrzeuge oder -maschinen fahren oder geparkt werden
• nichts gelagert wird
• keine Abgrabungen oder Verdichtungen vorgenommen werden.

Bodenschutz
Eine Beeinträchtigung nicht direkt überbauter Böden in den Randbereichen wird 
zuverlässig verhindert, indem im Rahmen der Bautätigkeit die begleitenden 
Maßnahmen im Umfeld (z. B. Baustelleneinrichtung, Materiallagerung, 
Materialtransport) auf das Plangebiet und die zukünftig befestigten oder 
überbauten Flächen beschränkt werden. Es gelten die DIN 18300 (Erdarbeiten) 
sowie die DIN 18915 (Bodenarbeiten).
Nach § 202 BauGB in Verbindung mit DIN 18915 ist bei Errichtung oder 
Änderung von baulichen Anlagen der Oberboden (Mutterboden) in nutzbarem 
Zustand zu erhalten und vor Vernichtung zu schützen. Er ist vordringlich im 
Plangebiet zu sichern, zur Wiederverwendung zu lagern und später wieder 
einzubauen.

Grundwasser- und Gewässerschutz
Wassergefährdende Stoffe (z. B. Schmier- und Treibstoffe, Reinigungsmittel, 
Farben, Lösungsmittel oder Dichtungsmaterialien) sind ausschließlich auf 
versiegelten Flächen zu lagern und vor dem Eindringen in den Boden zu 
sichern.
Bei Baumaschinen und Baufahrzeugen ist die Dichtheit aller Behälter, Leitungen 
und sonstigen Anlagenteile sicherzustellen. Soweit möglich, sind biologisch 
abbaubare Betriebsstoffe (z. B. Hydrauliköle) zu verwenden
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